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Harmonie im Hungerlohnbereich

SPD und Grüne werben für 8,50 Euro Mindestlohn

8,50 Euro wollen SPD und Grüne als Mindestlohn nach der Bundestagswahl durchsetzen. Möglichst in einer rot-grünen Regierung. Eine gemeinsame Präsentation ihrer Vorstellungen am Donnerstag in Berlin sollte dies deutlich machen, blieb aber nicht ohne Widerspruch. 
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Katrin Göring-Eckardt, ein namenloser Werktätiger und Peer Steinbrück werben für den Mindestlohn.
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Betont harmonisch und zu Scherzen aufgelegt präsentierten sich am Donnerstag die beiden Spitzenkandidaten der SPD und der Grünen, Peer Steinbrück und Katrin Göring-Eckardt, bei einem gemeinsamen Auftritt in der Bundespressekonferenz. Auf diese Weise wollte man offenbar der bislang eher holprigen Wahlkampagne für einen rot-grünen Regierungswechsel etwas Schwung verleihen.

»In diesem Herbst kann darüber entschieden werden, ob es Millionen Menschen besser gehen wird« so Göring-Eckardt unter Verweis auf die Forderung nach einem flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro pro Stunde. Für ihre Partei sei es ferner unverzichtbar, auch gesetzlich festzuschreiben, dass Zeitarbeitskräfte künftig ab dem ersten Tag ihrer Beschäftigung Anspruch auf dieselbe Vergütung wie Stammarbeitskräfte haben.

Ironisch kommentierte die LINKE-Vorsitzende Katja Kipping in einem Statement wenige Minuten später die empathischen Bekenntnisse der beiden Spitzenkandidaten. Das Ziel eines Mindestlohns bestehe schließlich darin, den Niedriglohnsektor abzuschaffen. 8,50 Euro seien hierfür viel zu wenig. Erst der Mindestlohn von zehn Euro, den die LINKE fordert, sorge nach 45 Beitragsjahren für eine Rente oberhalb des Hartz-IV-Niveaus.

Steinbrück fand seinerseits eingängige Argumente für einen Mindestlohn. Er sei ein »Beispiel für soziale Balance und ökonomische Vernunft«, der entstehende Kaufkraftschub von 19 Milliarden Euro ein »kostenloses Konjunkturprogramm«. Dazu kämen Haushaltsentlastungen durch sinkende Transferleistungen sowie Steuer- und Beitragsmehreinnahmen mit einem Gesamtvolumen von mindestens sieben Milliarden Euro. Die von der CDU/CSU in ihrem Wahlprogramm angekündigten Lohnuntergrenzen nannte der SPD-Kandidat dagegen eine »Mogelpackung« und »eine der vielen typischen Merkeleien«. Zum einen würde ein Flickenteppich von Hunderten nach Branchen und Regionen differenzierten Mindestlöhnen entstehen, und zum anderen sollen für Branchen mit Tarifbindung keine verbindlichen Untergrenzen festgelegt werden. Besonders in einigen Dienstleistungsbranchen würde dies bedeuten, dass weiterhin Hungerlöhne zwischen fünf und sieben Euro bezahlt würden. Es sei zudem widerlegt, dass ein einheitlicher Mindestlohn - wie von den Regierungsparteien behauptet - viele Arbeitsplätze vernichten würde. Längst würden auch Unternehmer, die sich der Dumpingkonkurrenz erwehren wollen, für eine verbindliche Untergrenze sprechen. Steinbrück verwies auf eine Beschwerde Belgiens bei der EU. Dort seien Arbeitsplätze in der Fleischverarbeitung gefährdet, weil Betriebe in Deutschland teilweise Dumpinglöhne von drei Euro pro Stunde zahlten. Vielleicht müsse man in Deutschland nach der Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes damit rechnen, dass beispielsweise ein Haarschnitt zwei Euro teurer würde. Angesichts der großen sozialen und volkswirtschaftlichen Dimension einer Existenz sichernden Mindestvergütung sei dieses aber wohl verkraftbar.

Eine Mitverantwortung für den wuchernden Niedriglohnsektor wiesen Steinbrück wie Göring-Eckardt trotz der von der rot-grünen Bundesregierung zu verantwortenden Hartz-Gesetze zurück. Er, so Steinbrück, habe seinerzeit »intensiv dafür geworben«, im Rahmen der notwendigen Flexibilisierungen auf dem Arbeitsmarkt auch eine verbindliche Lohnuntergrenze einzuführen. Das sei aber auf den entschiedenen Widerstand der Gewerkschaften gestoßen, die durch Mindestlöhne die Tarifautonomie gefährdet sahen. Daher sei er froh, dass es beim DGB in dieser Frage einen Sinneswandel gegeben habe.

Für Kipping hingegen sind SPD und Grüne in Sachen Mindestlohn lange Jahre einfach untätig geblieben. Und der Hinweis auf die Gewerkschaften zählt für sie wenig. Bei anderen Gelegenheiten habe Rot-Grün die Einwendungen der Gewerkschaften - etwa gegen sozialen Kahlschlag - ignoriert.

Zwar ist eine rot-grüne Regierungsübernahme sowohl zeitlich als auch demoskopisch in weiter Ferne, dennoch haben die Wunschkoalitionäre bereits einen Fahrplan für die Einführung des Mindestlohns. Bundestag und Bundesrat sollen demnach ein Gesetz bereits im Dezember 2013 verabschieden. In Kraft treten könnte es am 1. Februar 2014.

